Druck und Verlag der Hof- 


Verhandlungen 
der 
Verſammlung zur Vereinbarung der Preußiſchen Staats- Verfaſſung. 


Eröffnungs⸗Sitzung am 22. Mai 1848. 

Se. Majeſtät der König eröffnete heute Mittag um 12 Uhr die zur Ver⸗ 
einbarung der preußiſchen Staats-Verfaſſung berufene Verſammlung in Perſon 
im Weißen Saale des Königlichen Schloſſes. Mit einem dreimaligen Hoch 
empfangen, verlas Se. Majeſtät folgende Thron⸗Rede: 


„Meine Herren Abgeordneten! 

Mit freudigem Ernſte begrüße Ich eine Verſammlung, welche, aus all⸗ 
gemeiner Volkswahl hervorgegangen, berufen iſt, mit Mir die Verfaſſung zu 
vereinbaren, die einen neuen Abſchnitt in der Geſchichte Preußens und Deutſch⸗ 
lands bezeichnen wird. — Sie werden, davon bin Ich überzeugt, indem Sie 
das Wert beginnen, die doppelte Aufgabe ſich ſtellen, dem Volke eine ausge⸗ 
dehnte Theilnahme an den Angelegenheiten des Staates zu ſichern und zugleich 
die Bande enger zu ſchließen, welche ſeit mehr als vier Jahrhunderten Mein 
Haus mit den Geſchicken dieſes Landes unzertrennlich verwoben haben. 

Den Entwurf der Verfaſſung wird Meine Regierung Ihnen vorlegen. 

Mit Ihnen zugleich haben ſich in Frankfurt am Main die Vertreter des 
ganzen deutſchen Volkes verſammelt. — Gern hätte Ich das Ergebniß dieſer 
Verſammlung abgewartet, bevor Ich die Vertreter Meines getreuen Volkes 
zuſammenberief. — Das dringende Bedürfniß baldiger Feſtſtellung des öffent⸗ 
lichen Rechtszuſtandes in unſerem engeren Vaterlande hat dies nicht fan —= 
Die Einheit Deutſchlands iſt Mein unverrückbares Ziel, zu deſſen Erreichung 
Ich Ihrer Mitwirkung Mich verſichert halte. ER 

Die innere Ruhe des Landes beginnt ſich zu befeftigen. Folk 

Die völlige Wiederherſtellung des Vertrauens, mit ihr die Delebung des 
Verkehrs und der gewerblichen Thätigkeit iſt weſentlich von dem Erfolge Ihrer 
Wirkſamkeit abhängig. — Mehrſeitige Anſtrengungen find gemacht worden, 
um während der Stockung in vielen Gewerben Gelegenheit zur Arbeit zu ſchaf⸗ 
fen. — Sie müſſen fortgeſetzt und ausgedehnt werden. — Bis jetzt hat der ge⸗ 
ſtiegene Geldbedarf die Erſparniſſe der Vergangenheit noch nicht erſchöpft. 

Meinen Bemühungen, den Wünſchen der polniſchen Bevölkerung der Pro» 
vinz Poſen durch organiſche Einrichtungen zu entſprechen, ifl es nicht gelungen, 
eine Auflehnung zu verhindern, die, ſo tief Ich ſie beklage, Mich nicht abge⸗ 
halten hat, den eingeſchlagenen Weg unter nothwendiger Berückſichtigung der 
Anſprüche der deutſchen Nationalität zu verfolgen. u 

Ungeachtet der großen Erſchütterungen der letzten Monate, find die fried 
lichen Beziehungen Meiner Regierung zu den fremden Mächten nur an einem 
Punkte geſtört worden. — Ich darf Mich der Hoffnung überlaſſen, daß eine 
gern angenommene freundliche Vermittelung weſentlich dazu beitragen werde, 
die Beendigung eines Kampfes zu beſchleunigen, zu dem Preußen nicht heraus⸗ 
gefordert hat, den Ich aber als deutſcher Bundesfürſt aufzunehmen nicht an⸗ 
ſtehen durfte, als die Marken des gemeinſamen Vaterlandes bedroht erſchienen 
und der Ruf zur Wahrung eines anerkannten Rechtes vom deutſchen Bunde 
an Mich erging. . Fin Era EN 

Meine Politik wird ſich auch in dieſem Falle als eine uneigennützige und 
friedliche bewähren, eine Politik, der Ich, im innigen Vereine mit Deutſch⸗ 
land, treu zu bleiben entſchloſſen bin.“ 

Am Schluß derfelben erklärte der Vorſitzende des Miniſterrathes die Vers 
ſammlung für eröffnet. 

Se. Majeſtät verließ darauf unter erneutem Zuruf den Saal. a 

Die vorläufige Leitung der Verſammlung übernahm als Alters-Präſtdent 
Se. Excellenz der Staats-Minifter von Schön, die Funktionen der Sekretalre 
die vier jüngſten Mitglieder. 2 ; 

Eine Kommiſſion von 40 Mitgliedern zur Prüfung der Wahlen wurde 

u s Loos beſtimmt. ; 
S 8 Vase des Miniſterrathes verlas die Königliche Botſchaft an die 
Verſammlung, mit welcher der Entwurf des Verfaſſungs⸗Geſetzes dem Präſi⸗ 
denten übergeben wurde, und zeigte zugleich an, daß dieſer Entwurf noch im 
Laufe des Nachmittags allen Abgeordneten zugehen werde. f 

Die nächſte Sitzung wird Mittwoch den 24, Morgens 10 Uhr, im Saale 
der Sing⸗Akademie ftattfinden. 

ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
2 Boden in Folge Unſerer in dem Patente vom 18. März d. J. ertheilten 
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des Großherzogthums Poſen. 


1 
Buchdruckerei von W. Deder & Comp. Verantwortlicher Redakteur: 


den 25. Mai 1848. 


v. Auerswald. 
Frhr. v. 


Graf v. Schwerin. 
Hanſemann. Graf v. Kanitz. 


Camphauſen. 


Patow. 
Botſchaft an die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung. 


Verfaſſungs⸗Geſetz für den preufifchen Staat. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 

thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir mit den nach dem Wahl⸗ 
geſetze vom 8. April 1848. gewählten und demnächſt von Uns zuſammenberufe⸗ 
nen Vertretern Unſeres getreuen Volks für Unſere zum deutſchen Bunde gehö⸗ 


rigen Lande die nachfolgende Verfaſſung vereinbart haben, welche Wir demnach 
zur Kenntniß für Unſere geireuen Unterthanen und für Jedermann zur gebüh⸗ 
renden Nachachtung hierdurch verkünden: 
0 Titel J. 
Von dem Staatsgebiet. 

F. 1. Alle Landestheile der preußiſchen Monarchie in ihrem gegenwärti⸗ 
tigen Umfange, mit Ausſchluß der einer beſonderen nationalen Reorganiſation 
und Verfaſſung vorbehaltenen Theile des Großherzogthums Poſen, bilden das 
zum deutſchen Bunde gehörige preußiſche Staatsgebiet. 

2. Die Gränzen diefe Staatsgebiets können nur durch ein Geſetz ver⸗ 
ändert werden. 2 
Titel II. 


Von den Rechten der preußiſchen Staatsbürger. 

F. 3. Die Bedingungen für die Erwerbung und den Verluſt des preußi⸗ 
ſchen Staatsbürgerrechts werden durch das Geſetz beſtimmt. 

3 Alle Staatsbürger find vor dem Gefege gleich. 

§. 5. Allen Staatsbürgern iſt die perſönliche Freiheit gewährleiſtet. Kein 
Staatsbürger darf anders, als in den geſetzlich beſtimmten Fällen und Formen 
verhaftet werden. 

0 6. Die Wohnung ift unverletzlich. Das Eindringen in dieſelbe iſt nur 
in den gefeglich beſtimmten Fällen und Formen geſtattet. 

7. Kein Staatsbürger darf feinem geſetzlichen Richter entzogen werden. 
8.8. Das Eigenthum kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles 
in den durch das Geſetz feſtgeſtellten Formen gegen Entſchädigung entzogen oder 
beſchränkt werden. 

§. 9. Die Strafe der Vermögens-Conſiscation findet nicht ſtatt. i 

F. 10. Die Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte iſt unabhängig von 
dem religiöſen Glaubens⸗Bekenntniſſe. Allen Staatsbürgern iſt die Freiheit ge⸗ 
meinſamer Religions-Uebung geſtattet, fo weit dadurch weder ein Strafgeſetz 
übertreten, noch die öffentliche Sicherheit, die Ordnung oder Sittlichkeit verletzt 
oder gefährdet wird. 

11. Der Verkehr der Religions-Geſellſchaften mit ihren Oberen bleibt 
ungehindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Erlaſſe iſt nur denjenigen Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen unterliegen. 

12. Die evangeliſche und die römiſch⸗katholiſche Kirche, ſo wie jede an⸗ 
dere Religions⸗Geſellſchaft, bleibt im Befig und Genuß ihrer für Kultus-, Un⸗ 
terrichts⸗ und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen u. Fonds. 

13. Die Freiheit des Unterrichts iſt nur den in den Geſetzen beſtimmten 
Beſchränkungen unterworfen. ö s 

3 14. Die Preſſe iſt frei. Die Verfolgung und Beſtrafung ihres Miß⸗ 
ERDE wird durch das Gefeg beſtimmt. Die Cenſur bleibt für immer aufge⸗ 
hoben. 

8.15. Alle Staatsbürger find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeit⸗ 
liche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſam⸗ 
meln. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen unter freiem 
Himmel, welche in allen Beziehungen der Verfügung des Gefeges unterworfen 
ſind. Bis zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes iſt von Verſammlungen unter freiem 
Himmel 24 Stunden vorher der Ortspolizei-Behörde Anzeige zu machen, welche 
die Verſammlung zu verbieten hat, wenn fie diefelbe für die öffentliche Sicher- 
heit oder Ordnung gefährlich erachtet. 2 

§. 16. Alle Staatsbürger find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeit⸗ 
liche Erlaubniß zu ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, 
in Geſellſchaften zu vereinigen. 2 

3. 17. Das Petitionsrecht ſteht allen Staatsbürgern zu. Petitionen un⸗ 
ter einem Geſammtnamen find nur Behörden und Corporationen geſtattet. 
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18. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Ausnahmen davon können 

nur au Grund von Gefegen und nur m zweck eines gerichtlichen Strafver⸗ 
in Kriegsfällen angeordnet werden. N ; 

Sir 10. Ale Berufen find wepepflictig. Den Umfang und die Art diefer 

Pflicht beſtimmt das Geſetz. Auf das Heer finden die in den SS 5, 6, 15 und 

16 enthaltenen Beſtimmungen inſoweit Anwendung, als die militairiſchen Dis⸗ 


itel III. 
Vom Könige. 

§. 20. Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. Seine Miniſter ſind ver— 
antwortlich. Alle Regierungs⸗Akte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit die 
Gegenzeichnung eines Minifters, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. 

5. 21. Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. Er befiehlt 
die Verkündigung der Geſetze und erläßt die zu deren Vollziehung nöthigen 
Verordnungen. 1 ; 

8. 22. Der König führt den Oberbefehl über das Heer und beſetzt alle 
Stellen in demſelben. 

§. 23. Dem König gebührt die Beſetzung aller Staats-Aemter. 

§˖. 24. Der König hat das Recht Krieg zu erklären, Frieden zu ſchließen 
und Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. Handelsverträge, ſo wie 
andere Verträge, durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen Staatsbür— 
gern Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern. 

§. 25. Der König hat das Recht der Begnadigung und der Strafmilde— 
rung. Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amtshandlungen verurtheilten Miniſters 
($. 33.) kann dies Recht nur auf Antrag einer Kammer ausgeübt werden. 

$. 26. Dem Könige ſteht dte Verleihung des Adels, der Orden und an— 
derer Auszeichnungen zu. 

$. 27. Der König beruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. Er 
kann fie entweder beide zugleich oder nur eine auflöſen. Es müſſen aber in einem 
ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraums von 30 Tagen nach der Auflöſung die 
Wähler und innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflöfung die 
Kammern verſammelt werden. 

§. 28. Der König kann die Kammern vertagen. Die Vertagung darf 
aber ohne Zuſtimmung der Kammern die Friſt von 30 Tagen nicht überſchreiten. 

F. 29. Die Krone iſt, den Königlichen Hausgeſetzen gemäß, erblich in 
dem Mannsſtamme des Königlichen Hauſes nach dem Rechte der Erſtgeburt 
und der agnatiſchen Lincalfolge. 
N Der König wird mit Vollendung des sten Lebensjahres voll⸗ 
jährig. 75 a 5 4 
8. 31. Iſt der König minderjährig, oder befindet er ſich in der Unmög⸗ 
lichkeit, zu regieren, fo wird eine Regentſchaft angeordnet. Die näheren Be- 
ſtimmungen darüber bleiben einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 

Mr Dem Kron⸗Fideikommiß⸗Fonds verbleibt die durch das Geſetz vom 
17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domainen und Forſten angewieſene 


ente. 

l Titel IV. 

- . Von den Miniſtern. 

§. 33. Die Miniſter können wegen einer durch eine Amtshandlung be⸗ 
gangenen Geſetzverletzung durch einen Veſchluß der zweiten Kammer in Ankla⸗ 
geſtand verſetzt werden. Ueber ſolche Anklagen entſcheidet als Gerichtshof die 
erſte Kammer. Die näheren Beſtimmungen bleiben einem beſonderen Geſetze 
vorbehalten. 

§. 34. Die Miniſter haben Stimmrecht in der einen oder der andern 
Kammer nur dann, wenn fie Mitglieder derfelben ſind. Sie haben Zutritt zu 


jeder Kammer und müſſen auf ihr Verlangen gehört werden. Jede Kammer 


kann die Gegenwart der Miniſter verlangen. 


$. 35. Die Minifter find berechtigt, zu ihrer Vertretung oder Aſſtſtenz 
andere Staats⸗Beamte in die Kammer- Sitzungen abzuordnen, welchen dann 
dieſelben Befugniſſe wie den en aufeden. 

zun Hi 5075 i te g 

Von den Kammern. 

S8. 36. Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den König 
und zwei Kammern ausgeübt. Die Uebereinſtimmung des Königs und beider 
Kammern iſt zu jedem Geſetz erforderlich. 

$. 37. Dem Könige, fo wie jeder Kammer, ſteht das Recht zu, Geſetze 
vorzuſchlagen. 2905 Pros: 

S8. 38. Die erſte Kammer beſteht 1) aus den Prinzen des Königlichen 
Hauſes, ſobald fie das 18te Lebensjahr zurückgelegt haben; 2) aus höchſtens 
60 vom Könige ernannten Mitgliedern. Dieſelben werden aus der Zahl der⸗ 
jenigen Staatsbürger ernannt, welche ein reines Einkommen von mindeſtens 
8000 Nihlr. jährlich beziehen. Sie vererben das ihnen verliehene Recht auf ihre 
männlichen Deſcendenten nach den Regeln der Erſtgeburt. Das Recht erliſcht 


aber, wenn der Erbe ein reines Einkommen von 8000 Rthlr. jährlich nicht nach⸗ 


zuweiſen vermag; 3) aus 180 Mitgliedern, die durch dieſelben Wahlmänner 
gewählt werden, welche die Mitglieder der zweiten Kammer zu wählen haben. 

F. 39. Wählbar für die erſte Kammer (C 38°) find nur ſolche Staats⸗ 
bürger, welche das 40ſte Lebensjahr zurückgelegt haben und ein reines Einkom⸗ 
men von mindeſtens 2500 Rthlr. jährlich beziehen oder an direkten Staats- 
ſteuern mindeſtens 300 Rthlr. jährlich entrichten. Die Mitglieder der höheren 
Gerichtshöfe, die Mitglieder der Akademie der Wiſſenſchaften und die Ober⸗ 
Bürgermeiſter der Städte von mehr als 25,000 Einwohnern, fofern fie ihr 
Amt mindeſtens 6 Jahre verwaltet haben, ſind auch dann für die erſte Kammer 
wählbar, wenn fie ein geringeres Einkommen beziehen oder eine geringere 
direkte Staatsſteuer entrichten. b 

§. 40, Die nach F. 38 zu wählenden Mitglieder der erſten Kammer 
werden auf 8 Jahre gewählt. Alle 4 Jahre werden die Wahlen zur Hälfte 
erneuert. Die näheren Veſiimmungen darüber bleiben dem Wahlgeſetz vor⸗ 
behalten. Im Falle der Auflöſung werden ſaͤmmtliche Wahlen erneuert. 

08. Die zweite Kammer beſteht aus gewählten Mitgliedern, welche 
das 30 fte Lebensjahr zurückgelegt haben. Die Zahl dieſer Mitglieder wird durch 
das Wahlgeſetz beſtimmt. . . A ale ; x 

42. Die Mitglieder der zweiten Kammer werden auf 4 Jahre gewählt. 
Alle 2 Jahre werden die Wahlen zur Hälfte erneuert. Die näheren Beſtim⸗ 
mungen darüber bleiben dem Wahlgeſet vorbehalten. Im Falle der Auſlöſung 
ewrden ſämmtliche Wahlen erneuert. 5 f 


$. 43. Die ausſcheidenden Mitglieder der Kammern können jederzeit wit 
der gewählt werden. N zar di 
44. Die Bedingungen der Wahlberechtigung und Wählbarkeit für die 
erſte und zweite Kammer werden, fo weit fie nicht dürch die Verfaſſung feſige⸗ 
ſtellt find, durch das Wahlgeſetz beſtimmt. - 8 
4. Niemand kaun Mitglied beider Kammern fein. 

F. 46. Wenn ein Mitglied der zweiten Kammer oder ein gewähltes Mit⸗ 
glied der erſten Kammer ein beſoldetes Staatsamt oder eine Beförderung im 
Staatsdienſt annimmt, ſo verliert es damit Sitz und Stimme in der Kammer 
und kann ſeine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. 

. S8. 47. Die Kammern werden durch den König regelmäßig im Januar 
jeden Jahres und außerdem, ſo oft es die Umſtände nöthig machen, außer⸗ 
ordentlich verſammelt. en g 

§. 48. Die Eröffnung und die Schließung der Kammern geſchieht durch 
den König in Perſon oder durch einen dazu vom Könige beauftragten Miniſter 
in einer vereinigten Sitzung beider Kammern 

§. 49. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und entſchel— 
det darüber. 

§. 50. Die Sitzungen beider Kammern ſind öffentlich. Jede Kammer 
tritt, wenn ihr Präfident oder 10 Mitglieder darauf antragen, zu einer geheimen 
Sitzung zuſammen, in welcher dann zunächſt über dieſen Antrag zu beſchließen iſt. 

FS. 51. Jede der beiden Kammern erwählt für die Sitzungs-Periode ihren 

Präfidenten, ihre Vice⸗Präſidenten und ihre Schriftführer. 

S. 52. Jede Kammer faßt ihre Veſchlüſſe nach abſoluter Stimmen-Mehr⸗ 
heit, vorbehaltlich der durch die Geſchäfts-Ordnung für Wahlen etwa zu be— 
ſtimmenden Ausnahmen. 

$. 53. Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn 
nicht ein Drittheil ihrer Mitglieder anweſend iſt. 

§. 54. Niemand darf den Kammern oder einer derſelben in Perſon eine 
Vittſchrift überreichen. 3 | 

$. 55. Jede Kammer kann die au fie gerichteten Bittſchriften an die Mi- 
niſter überweiſen. Wenn ſolche Bittſchriften Beſchwerden über die Verwaltung 
enthalten, ſo ſind die Miniſter verpflichtet, darüber der Kammer auf ihr Ver⸗ 
langen Auskunft zu ertheilen. g a 
0 §. 56. Jede Kammer hat für ſich das Recht, Adreſſen an den König zu 
richten. . 
S8. 57. Die Mitglieder der Kammern können weder für ihre Abſtimmung 
in der Kammer, noch für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden. a 

§. 58. Kein Mitglied kann während der Sitzungs⸗Periode ohne vorgän⸗ 
gige Erlaubniß der Kammer, welcher es angehört, wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden. Ausgenommen da⸗ 
von iſt der Fall der Ergreifung auf friſcher That. Auch die Verhaftung eines 
Kammer» Mitgliedes wegen Schulden iſt während der Sitzungs-Periode nur 


unter gleicher Genehmigung zuläſſtg. 


0 59. 505 Wadde beider e ſind Vertreter des ganzen Volks. 
Sie ſtimmen in den Kammern nach ihrer unabhängi id ſin 
an Aufträge und Juſtruktionen nicht Hebün den Oigen Mebergengung und find 
us Jede Kammer wird ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts⸗ 
Ordnung regeln. 

8. 61. Die Mitglieder der erſten Kammer erhalten weder Reiſekoſten noch 
Diäten. Die Mitglieder der zweiten Kammer erhalten eine durch das Geſetz 
feſtzuſtellende Entſchädigung. 8 

ien VE 


V 
F§. 62. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs d di 
Gerichte ausgeübt. Die Gerichte ſind unabhängig und keiner anderen e 


Die Urtheile werden im Namen des 


etz k ö 0 Auf die Verſetzungen und q 
ſtonirungen, welche durch Veränderungen in der Sedan daes BA 


0 Ueber die mit ſchwerer Strafe bedrohten andlungen (Verbrechen 
ſo wie über politiſche und Preßvergehen, ſollen die 12871 — — 
von Geſchworenen erkennen. N 

68. Die Organiſation der Handels- und Gewerbe erichte, ſo wie der 
Militairgerichte, das Verfahren bei dieſen Gerichten, die Seer ihrer Mit⸗ 
glieder, die beſonderen Verhältniſſe der Letzteren und die Dauer ihres Amtes 
werden durch beſondere Geſetze feſtgeſtellt. 7 IR 4 

$. 69. Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungs ⸗ Behörden wird 
durch das Geſetz beſtimmt. Iteber Kompetenz-Konflikte zwiſchen den Gerichten 
und der Verwaltung entſcheidet die durch das Geſetz bezeichnete Behörde. 

’ zateı. Vie 
1 Von der Finanz⸗ Verwaltung. 

$. 70. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müſſen für jedes Jahr 
im voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushalls⸗ Etat gebracht werden. 
Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz ſeſtgeſtellt. Fe 

$. Steuern und Abgaben für die Staats: Kaffe dürfen nur, fo weit 
fie in den Staatshaushalts⸗Etat aufgenommen oder durch beſondere Geſetze an⸗ 
geordnet find, erhoben werden. nd 

72. In Betreff der Steuern können Bevorzugungen einzelner Stände 
7 
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oder Perſonen nicht eingeführt werden. Das beſtehende Steuer⸗Syſtem ſoll 
einer Reviſton unterworfen und dabei jede ſolche Bevorzugung abgefchafft werden. 


! 


nal nn . können Staats- oder Kommunal-Beamte nur auf Grund 
Grun 74. Die 2in fnabmenkpn gern für-die Staatskaſſe findet nur auf 
5 Latten dez e aſſelbe gilt von der Uebernahme von Garantieen 
§. 75. Die Rechnungen über den Staats⸗Haushalt werden von der Ober- 
Rechnungskammer geprüft. Die allgemeine Rechnung über den Staats-Haus- 
nit Vein een wird von der Ober⸗Rechnungskammer den Kammern vorge⸗ 
15 n iſt die nachträgliche Genehmigung der Kam⸗ 
Allgemeine Veſtimmungen. 
8.76. Ein die Verfaſſung Wader Geſetz muß in jeder Kammer durch 
eine Stimmen⸗Mehrheit von mindeſtens zwei Drittheilen angenommen fein. Ein 
Kammer⸗Beſchluß über einen ſolchen Geſetz-Vorſchlag if nicht anders gültig, als 
aan an der Beſchlußnahme mindeſtens die Hälfte der Mitglieder der Kammer 
heil genommen hat. 
11 95 77. Nach erfolgter Annahme des gegenwärtigen Verfaſſungs⸗Geſetzes 
= der König in Gegenwart der zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen 
erſammlung eidlich verſprechen, die Verfaſſung und die Geſetze des Preußiſchen 
Staates aufrecht zu erhalten und zu ſchützen. Daſſelbe eidliche Verſprechen wird 
der jedesmalige Thronfolger vor den vereinigten Kammern abgeben, welche, 
wenn ſie nicht verſammelt oder nicht auf einen früheren Tag berufen ſind, am 
zwanzigſten Tage nach dem Regierungswechſel ohne Berufung zuſammentreten. 
§. 78. Die Mitglieder der beiden Kammern, alle Staats-Beamte und das 
Heer haben dem Könige und der Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchwören. 
S8. 79. Sollten durch die für Deutſchland feſtzuſtellende Verfaſſung Ab⸗ 
änderungen des gegenwärtigen Verfaſſungs-Geſetzes nöthig werden, fo wird der 
König dieſelben anordnen und dieſe Anordnungen den Kammern bei ihren näch— 
ſten Verſammlungen mittheilen. Die Kammern werden dann Beſchluß darüber 
faſſen, ob die vorläufig angeordneten Abänderungen mit der deutſchen Verfaſſung 
in Uebereinſtimmung ſtehen. 
$. 80. Bis zum Erlaß eines neuen Wahlgeſetzes bleiben für die Wahlen 
zur zweiten Kammer die 88. 1— 12 des Wahlgeſetzes vom 8. April 1848 in 
Kraft. Für die Wahlen zur erſten Kammer werden bis dahin von der Regie— 
rung nach Maßgabe der Bevölkerung 180 möglichſt gleiche Wahlbezirke gebildet. 
In jedem ſolchen Bezirke wird die Wahl, unter Leitung eines Regierungs-Kom⸗ 
miſſare, durch diejenigen Wahlmänner, welche die Mitglieder der zweiten Kam⸗ 
mer zu wählen haben, nach den Vorſchriften des Wahlgeſetzes vom 8. April 
1848 vollzogen. Die Normen für die Fefiftellung des zur Wählbarkeit für die 
erſte Kammer erforderlichen Einkommens, ſo wie die zur Vollziehung dieſer 
Wahlen ſonſt noch erforderlichen Veſtimmungen, bleiben einem vom Staats— 
Miniſterium zu erlaſſenden Reglement vorbehalten. 
§. 81. Zur Ausführung der in den SS. 4, 5, 6, 62, 63, 64, 65, 66, 
67 und 68 ausgeſprochen Grundſätze werden beſondere Geſetze ergehen. Vis 
zum Erlaß dieſer Geſetze bleiben die in Bezug auf die Gegenſtände derſelben 
beſlehenden Geſetze und Rechtsformen in Gültigkeit. Alle den übrigen Beſtim⸗ 
rg au Verfaſſung entgegenſtehenden geſetzlichen Vorſchriften treten ſofort 
außer Kraft. 
. $. 82. Die beſtehenden ben und Abgaben werden forterhoben, bis fie 
durch ein Geſetz abgeändert werden. ” 
rch 83. A durch das We 1 nicht berührten 
Gefege und Rechtsnormen bleiben in voller Kraft. 
Fr 84. eee, die in den 88. 5, 6, 7, 15 und 16 des Verfaſſungs⸗ 
Geſetzes enthaltenen Veſtimmungen für die Fälle eines Krieges oder Aufruhrs 
zeitweife außer Anwendung geſetzt werden können, bleibt der Geſetzgebung vor⸗ 


behalten. 


Poſen, den 22. Mai 1818. Folgendes Schreiben, betreffend die Reor⸗ 
ganiſation der Provinz, hat das deutſche Central-Comité an ein hohes Staats- 


Miniſterium gerichtet. 

„Einem Hohen Staats-Miniſterium haben wir bereits unterm 15. d. M. 
den gehorſamſten Antrag vorgelegt, daß mit der Reorganiſation des polniſchen 
Theils der Provinz, ohne Rückſicht auf die dabei hervortretenden Schwierigkti⸗ 
ten und Gegenbeſtrebungen, unverzüglich und mit aller Entſchiedenheit vorge⸗ 
gangen werde. Wir beharren nur in der Konſequenz dieſes Antrags und des 
von uns unabänderlich verfolgten Geſichtspunktes einer räumlichen Auseinan⸗ 
derſetzung der beiden nationalen Bevölkerungstheile unſerer Provinz, wenn wir 
nunmehr auch den Wunſch ausdrücken, daß die Auflöſung des geſammten Pro⸗ 
vinzialverbandes des Großherzogthums Poſen offen und beſtimmt erklärt werde. 

Der deutſche Vevölkerungstheil des Großherz. Poſen, welches letztere für 
uns, und wir glauben ebenſo für eine richtige nationale Politik Deutſchlands, 
bereits aufgehört hat zu exiſtiren, nachdem die eine Hälfte deſſelben zum deut⸗ 
ſchen Bund geſchlagen, der anderen Hälfte aber eine ſelbſtſtändige konſtitutio⸗ 
nelle Verfaſſung zugeſtchert worden, kann feine Zukunft nur in der engſten Ver⸗ 
bindung mit Deutſchland geſichert erblicken; er kann ſich nur dann beruhigt und 
zuftieden geſtellt fühlen, wenn der Bruch mit dem polniſchen Vevölkerungsele⸗ 
ment auch rechtlich vollſtändig und unwiderruflich feſtgeſtellt, wenn auf die ent⸗ 
ſchiedenſte Weiſe jeder innere ſtaatliche Zuſammenhang mit demſelben aufgeho⸗ 
ben wird. Alle Wünſche der deutſchen Bevölkerung vereinigen ſich ferner da— 
hin, daß das gegenwärtige Proviſorium nicht ohne Noth verlängert werde. Erſt 
wenn mit der Auflöſung des Provinzialverbandes wirklich vorgegangen iſt, läßt 
ſich hoffen, daß man aufhören werde, der Reorganiſation des polniſchen Theils 
der Provinz Widerſtand entgegen zu ſetzen, und daß der jetzige unbehagliche Zus 
ſtand der Ungewißheit und Beſorgniß ein Ende erreiche. 

— * Hohes Staats⸗Miniſterium bitten wir daher eben ſo dringend als 

ehorſamſt: N 3 
e 0 Hochdaſſelbe wolle den Provinzialverband des Grobherzogthums 
Poſen ſofort für aufgelöſt erklären, den zu Deutſchland geſchlage⸗ 
nen Theil der Provinz unter Berückſichtigung der lokalen Verhält⸗ 
niſſe vertheilen, und den angrenzenden Provinzen des Staats an⸗ 
ſchließen, dabei aber den Grundfag ſeſthalten, daß die Stadt Pofen 
Haußtſtadt eines beſonderen Regierungsbezirks bleibe. 

Das deutſche Central⸗National⸗Comité. 


Krotoſchin, den 21. Mai. Von unſerem Vereine zur „Wahrung der 
Deutſchen Intereſſen“ iſt vor 14 Tagen folgende gedruckte Aufforderung ver⸗ 
breitet worden: 5 

Sr. Erzbiſchöflichen Gnaden dem Herrn Erzbiſchof 
v. Przykuski zu Poſen. 

„Als Euer Erzbiſchöfliche Gnaden, nach einer lebhaft beſtrittenen Wahl, das 
landesherrliche Placet erhielten und den erzbiſchöflichen Stuhl beſtiegen, da wurde 
Ihnen weder das Vertrauen der Polen noch der Deutſchen entgegen getragen. 
Allein die Deutſchen gaben ſich der Hoffnung hin, daß Sie wenigſtens Ihrem 
des Königs Majeſtät geleiſteten Eide treu bleiben, und Ihre Miſſton zu erfüllen 
beſtrebt ſein würden. Dieſe Erwartung iſt leider nicht in Erfüllung gegangen. 
Die Deutſchen aller Konfeffionen finden ſich durch Euer Erzbiſchöfliche Gnaden 
getäuſcht! — getäuſcht, indem Sie, ein Kirchenfürſt, dem die Heiligkeit der Eide 
hoch über Alles ſtehen muß, Ihrem Könige die Treue brachen —: getäuſcht, in⸗ 
dem Sie, ein Bote des Friedens, den Bürgerkrieg predigten, und Ihr unglück⸗ 
liches Vaterland durch Ihren Verrath weit von dem Ziele feiner lang erfehnten 
Freiheit zurückſtießen. — Unſere Errungenſchaſten ſollten auch den Polen die 
Wiederherſtellung ihres Vaterlandes bringen; die Polen reichten uns die Bru⸗ 
derhand, und verlangten von uns Hülfe gegen ihre Erbfeinde — die Ruſſen —! 
Als ſie ſich hierin getäuſcht ſanden, als wir, ein ſiegreiches Volk, uns auch den 
Zeitpunkt zu beſtimmen vorbehielten, wann einem fremden Volksſtamme die ers 
betene Hülfe zu gewähren ſei, da zog man die nie mit Aufrichtigkeit dargebotene 
Hand zurück, und richtete das zweiſchneidig geſchliffene, voreilig ergriffene Schwert 
gegen uns —: die Deutſchen! Die Verführung des Volkes zu dieſem treuloſen 
Unternehmen gelang nicht. Das Volk, der Wohlthaten eingedenk, welche es 
der Preußiſchen Regierung zu verdanken hat, glücklich in dem Beſitze eines freien 
Eigenthums, enthoben der Tyrannei des Adels, geſichert durch den Schutz der 
Geſetze, wies die Verführer von ſich. Da mußte das Letzte verſucht, das Hei⸗ 
ligſte gemißbraucht, eine Frevelthat ohne Gleichen verübt —: 

5 die Religion zum Mittel verbrecheriſcher Zwecke herabgewürdigt werden! 

Man richtete die Augen auf Sie; man hat ſich nicht in Ihnen getäuſcht. 
Statt den Grundfägen der katholiſchen Kirche getreu, die Politik fern von ſich 
zu halten, haben Sie die Kanzel in eine politiſche Rednerbühne verwandelt; — 
ſtatt Ihre Prieſter zum Frieden zu ermahnen, haben Sie Aufrührer aus ihnen 
gemacht; — ſtatt Wunden zu heilen, haben Sie Wunden geſchlagen, und durch 
Ihre Aufreizungen, insbeſondere durch Ihren Erlaß vom 21. v. M. unſägliches 
Unheil über Ihre Diözeſe verhängt. Das Blut der Tauſende, welche in der 
durch Sie verſchuldeten Verblendung ſchon jetzt in der Provinz dahin geſchlach⸗ 
tet ſind, komme auf Ihr Haupt; es wird am Thron des Ewigen um Rache 
wider Sie ſchreien; — wir aber, Katholiken und Proteſtanten, wir fordern Sie 
auf, Leo Przylkuski —: 

ſteigen Sie herab von dem erzbiſchöflichen Stuhle, den Sie mit uns 
ſchuldigem Blute beſpritzt; ſteigen Sie herab von dem erzbiſchöflichen 
Stuhle, den Sie durch Verrath an Ihrem Könige befleckt; ſteigen Sie 
herab von dem erzbiſchöflichen Stuhle, den Sie durch den Mißbrauch 
Ihres Amtes zu verbrecheriſchen Zwecken entheiligt haben. 

Krotoſchin, den 6. Mai 1848. 

ö Der Verein zur Wahrung der deutſchen Intereffen. 

** Wirſitz, den 21. Mai. Es war der hieſige Kreis — durch die 
Wirren der Zeit gehindert — der Letzte, welcher zur Wahl feines Berliner-Depu⸗ 
tirten ſchritt; und auch zugleich der einzige, welcher feine Königliche Hoheit, den 
Prinzen von Preußen wählte. Es wird dieſe Wahl im erſten Augenblicke Man⸗ 
chen überraſchen, ja befremden; aber fe geſchah nicht ohne Grund. Wenn näm⸗ 
lich der Prinz das Mandat übernimmt, wie wir zuverlaͤſſig glauben, fo kann er 
eben durch dieſe Uebernahme alle Zweifel und Bedenken, welche ſeine Geſinnungen 
verdächtigen, mit einmal vernichten und aus der Ferne ſchon gewiſſe und beruhi⸗ 
gende Bürgſchaft geben, daß feine Anfichten mit unſeren neuen Inſtitutionen und 
ſtaatlicher Verfaſſung übereinftimmen und harmoniren. Indem wir ſomit glau⸗ 
ben, die Hand zum Frieden geboten zu haben, erwarten wir von der nächſten Zu⸗ 
kunft, daß fie unſere Hoffnungen und unfer Vertrauen erfüllen und lohnen werde. 

Berlin, den 22. Mai. Die Auſpieien, unter denen heute zwiſchen 
12 und 1 Uhr im weißen Saal der König die Nationalverſammlung eröffnet hat, 
ſind die günſtigſten. Zuwider den Anſtrengungen des radikalen Theils, der ſchon 
die erſten Augenblicke der Verſammlung zu einer tiefen Verletzung des Königs be⸗ 
nutzen und gegen den zur Eröffnung beſtimmten Akt einen allgemeinen Proteſt zu 
Stande bringen wollte, ſind die Abgeordneten insgeſammt im Schloſſe erſchienen; 
doch ſollen nach anderen Berichten ſich neun Deputirte entfernt gehalten haben. 
Der Grund übrigens, weshalb die Throurede nicht in der Singakademie gehalten 
wurde, iſt ein ganz äußerlicher und darf durchaus nicht in einer etwaigen Kund⸗ 
gebung geringſchatzenden Beliebens geſucht werden. Die bauliche Inſtandſetzung 
des Akademieſaals hat nehmlich trotz der angeſtrengteſten Ihätigfeit bis heute nicht 
zu Ende geführt werden können. Hierdurch mag auch das geſtern hier verbreitete 
Gerücht veraulaßt worden ſein, daß der Beginn der Verſammlung bis zum 27. 
Mai habe verſchoben werden müſſen. 

Die Rede des Königs war kurz. Er gedachte ſeines aufrichtigen Beſtrebens, 
die Einheit Deutſchlands feſt zu begründen, verbreitete ſich über die vorwiegend 
friedlichen Verhältniſſe zum Auslande und gab den Verſammelten den innigen 
Wunſch gedeihlicher Wirkſamkeit zu erkennen. Hierauf ward ſofort zur Wahl des 
Alterspräſidenten geſchritten. Sie fiel auf Schön. Die Ernennung einer Kom⸗ 
miſſion ven 40 Männern zur Unterſuchung der Vollmachten ſchloß ſich daran 
und eine Rede Camphauſen's endigte die Sitzung. Er theilte mit, daß er 
dem Alterspräſidenten den Verfaſſungsentwurf, über welchen die Regierung „der 
Erklärung“ der Nationalverſammlung entgegen ſehe, ohne Verzug einhändigen 
werde. Man ſcheint böswillig an den Ausdruck Erklärung den Verdacht 
zu kuüpfen, als gedenke die Regierung die Verſammlung auf das Maaß einer 
berathenden und lediglich begutachtenden Körperſchaft zu beſchraͤnken, 


nur durch das Einſchreiten des Militairs und der Bürgerwehr 
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wenn man ſich der nothwendigen, durch frühere Erlaſſe unleugbar in Ausſicht ge⸗ 


ſtelleen Vereinbarung zwiſchen König und Volk erinnert. 0880 
Die nächſte Sitzung iſt auf Mittwoch anberaumt, und der morgende Tag für 

die bereits zu verſchiedenen Malen angeſagte aber immer wieder abbeftellte Bür⸗ 
gerwehrſchau Seitens des Königs beſtimmt. N i 

Der politiſche Klub verſucht nach den tödilichen Niederlagen, die er erlitten, 
ſich zu regeneriren. Zuerſt hat er nach einem geſtern Abend gefaßten Beſchluß ſei⸗ 
nen verrufenen Namen zu den Todten geworfen und hofft mit der neuangenom⸗ 
menen Bezeichnung: „demokratiſcher Klub“ feine Auferſtehung zu erlangen. Arm⸗ 
feliger Kunſtgriff, mit dem er ſeine Schamröthe über den geſpielten moraliſchen 
Banquerutt ſelbſt offenkundig macht und neben der laͤngſt erworbenen Verachtung 
nun auch das Mitleid herausfordert. Trotzdem iſt es jetzt mehr als je an der 
Zeit, vor ihm auf der Hut zu ſein. Denn mit der neuen Benennung ſcheint er 
zwar ganz und gar nicht ſein Weſen und ſeine Tendenzen, wohl aber die Weiſe ſei⸗ 
nes Verfahrens in ein neues Stadium verſetzt zu haben. Statt wie ſonſt mit 
den Worten Gewalt, Mord, Kreuzigung, Plünderung ein bübenhaftes Spiel zu 
treiben, ſah man geſtern Abend in der von ihm veranſtalteten Volksverſammlung 
vor den Zelten ) feine Anhänger und Mitglieder mit gefalteten Händen, herab: 
hängenden Ohren und demüthigen Blicken kleinere Abtheilungen der Zuſammenge— 
kommenen bearbeiten. Weh über die republikaniſchen Jeſuiten. Held ſoll Berlin 
verlaſſen und ſich nach dem Rhein gewandt haben. 


Elbing. Als Beweis, mit welcher Anhänglichfeit in dieſer Provinz das 
Volk an dem angeſtammten Herrſcher hält, kann die Thatſache gelten daß in vie— 
len Wahlbezirken des platten Landes ſowohl Urwähler als auch Wahlmänner 
die Meinung ausſprechen, ſie wollten zum Abgeordneten nach Berlin keinen andern 
wählen, als Se. Majeſtät den König ſelbſt; denn auf ihn ſetzten ſie ihr größtes 
Vertrauen. Erſt nachdem ſie belehrt worden, warum es ſich eigentlich dabei 
handle, fügten ſie ſich darein, ihre Stimmen abzugeben. — Der von Mariens 
werder kommende Trausport von 42 Polen wurde von Seiten des aufgeregten 

oͤbels auch bei uns hart bedrängt; fie entgingen einer förmlichen Steinigung 
Auch in Koͤnigs⸗ 
berg, wohin ſie von hier aus, unter Begleitung einer Huſarenescorte, gebracht 
wurden, rottete ſich der Pöbel den ganzen Tag durch vor dem Hotel zuſammen, 
in welchem ſämmtliche Polen logirten; letztere wußten hier aber die Leute dadurch 
günſtig für ſich zu ſtimmen, daß ſie Geld unter dieſelben vertheilten, namentlich 
kleine Münzen zu den Fenſtern hinaus unter ſie warfen. Tags darauf wurden 
fie mit dem Dampfſchiffe nach Pillau gebracht. Um unruhige Auftritte zu ver⸗ 
meiden, brachte man ſie einzeln nach dem Abfahrtsplatze. — Poſtbeamte hieſi⸗ 
ger Provinz haben eine Eingabe an Herrn Camphauſen geſandt mit der Bitte, 
um Entfernung des Generalpoſtamtsdirektor Schmückert aus feiner jetzigen ein- 
fluß reichen Stellung. Befördert und gealtert in dem geſtürzten Syſteme der vori— 
gen Regierung, als anerkannt eifriger Verfechter der Bureaukratie, beſitzt der⸗ 
ſelbe zu wenig Vertrauen und bietet keine Gewähr für die bevorſtehenden Refor— 
men, deren Anbahnung für die Poſtverwaltung nur durch die Gewährung dieſes 
Wunſches von Seiten der genannten Bittſteller möglich werden kann. Die Bil— 
dung einer Freiſchaar, die den Deutſchen im Großherzogthum Poſen zu Hülfe 
ziehen will, iſt hier im Werke; es ſollen bereits mehrere 100 edle Jünglinge und 
ſelbſt Männer entſchloſſen ſein, ſich an dem Unternehmen zu betheiligen. Bereits 
find bedeutende Geldſpenden für ſie eingekommen. — Bei Graudenz hat man 
einen Katholiſchen Geiſtlichen verhaftet, der Amulette, aus Briefen beſtehend, vers 
kaufte, deren Beſitzer dann auf ein Jahr hieb- und ſchußfeſt fein follten, wenn 
fie für Polen kämpfen wollten. Das Polniſche Landvolk wollte an dem Herrn 
Probſt ſelbſt zuerſt die Bewährtheit ſeiner Waare erproben und konnte derſelbe nur 
mit großer Noth dem improviſirten Gottesurtheile entfliehen, doch iſt er bereits 
auf die Feſtung Graudenz gebracht worden. (Frankf. O.⸗P.⸗A. Z.) 


Altona, den 18. Mai. (B. H.) Geſtern hatte General Wrangel fein 
Hauptquartier in Kolding, der Prinz von Auguſtenburg das ſeinige in Weite. 
General Halkett beabſichtigte heute fein Hauptquartier in Apeurade aufzuſchlagen. 
Die Deutſchen Truppen halten jetzt die ganze Linie von Rendsburg über Schles— 
wig, Flensburg, Apenrade, Hadersleben, Chriſtiansfeld und Kolding bis Veile 
beſetzt und find an dieſen Punkten über 25,000 Mann ſtark. In Sundewitt 
iſt nur eine kleine Anzahl von Bundestruppen zur Beobachtung der Juſel Alſen 
zurückgeblieben. f 8 

Apenrade, den 17. Mai, 105 Uhr Morgens. (B. H.) Das Hannö⸗ 
verſche Hauptquartier, welches bis jetzt in Ulderup geweſen, wird, wahrfcheinlich 
auf längere Zeit, von Morgen an hier feinen Sitz aufſchlagen. Ueber die Trup⸗ 
penmacht, die Alſen gegenüber ihre Stellung behaupten ſollen, weiß man noch nichts 
Beſtimmtes. Hier wird wohl noch heute Kavallerie, Jufanterie und Artillerie 
eintreffen, um als Beſatzung hier zu verbleiben. Wahrſcheinlich werden dann die 
hier zur Bewachung des Strandes von den Einwohnern aufgeforberten Freiwilli⸗ 
gen vom v. Croghſchen Korps wieder von daunen ziehen. — Noch immer iſt von 
Friedensunterhandlungen die Rede. Geſtern tauchte wieder das Gerücht auf, 
Schleswig würde ganz in den Deutſchen Bund aufgenommen, dagegen der Prinz 
von Auguſtenburg (Sohn des Herzogs ?) von Friedrich VII. aboptirt werden, um 


„) Der konſtitutionelle Klub, der an demſelben Orte eine Verſammlung ange⸗ 
edit hatte, in gern zurück, weil vom politiſchen Klub ſchon früher der Platz 
in Anſpruch genommen war. 


die Kronen Dänemarks und Schleswig⸗Holſteins gemeinſchaftlich zu erben. Dann 
aber wäre der ganze Krieg unnöthig geweſen. Doch wäre das allerdings noch 
beſſer, als jener andere angebliche Plan, dem zufolge das Schleswigſche Land 
nördlich von Fleusburg dem äniſchen Staate zufallen, Flensburg ſelbſt und das 
ganze ſudliche Schleswig aber zu Deutſchland geſchlagen werden ſollte. 

— Nachſchrift, 11 Uhr Morg. General Halkett trifft höchſtwahrſchein⸗ 
lich noch heute hier ein. Es ſoll nun wirklich anf eine Beſchießung Som 
derburgs durch Geſchütz von ſchwerſtem Kaliber abgeſehen ſein; doch iſt es 
wohl zu voreilig, die Kanonenſchüſſe, die man vor einigen Stunden hier gehört 
baben will, damit in Verbindung zu bringen. — Die Deutſchen Truppen in 
Jütland machen erfreuliche Fortſchritte. 2000 Mann Schleswig ⸗Holſteiniſche 
Truppen ſind bis Aarhuus vorgedrungen, wo ſich der Stiftsamtmann, Graf 
Schulin, den Truppen gegenüber ſehr feindſelig gezeigt hat, wofür er jetzt frei⸗ 
lich durch ſeine Feſtnehmung büßen muß. Daſſelbe Loos iſt dem bisherigen 
Stiftsamtmann von Ripen Graf Sponnek, der vor Kurzem der Däniſchen Kom⸗ 


miſſion zur Abhörung der deutſchgefinnten Nordſchleswiger und Haderslebener 
angehörte, gefallen. 


Apenrade, den 17. Mai, 6 Uhr Abends. (H. B.) Die erwarteten Han⸗ 
noverſchen Truppen find fo eben eingezogen. Den eben angekommenen drei Ba⸗ 
taillonen Infanterie war indeffen ſchon ein bedeutender Artilleriepark voraufgegan⸗ 
gen Unſere Stadt wimmelt jetzt von Truppen. Ueberhaupt ſind große Maſſen 
vom zehnten Armeekorps auf dem Marſche von Nübel, Düppel und Gravenſtein 
her nach Hadersleben hier an- und durchgefommen. So ſahen wir heute zwei 
Schwadronen Hannoverſcher Dragoner hier aus- und andere hier durchziehen. 
Es bleiben wohl einſtweilen über 1500 Mann Infanterie und Artillerie hier in 
Beſatzung; dazu kommt das Hauptquartier, das wohl ſchon in nächſter Nacht 
ſich hier feſtſetzen wird. Ein großer Theil der durchziehenden Truppen beſetzt das 
Kirchdorf Leit und deſſen Umgegend, um einer etwaigen Landung der Schweden 
wirkſamen Widerſtand leiſten zu können. Eben dahin ſind heute Nachmittag die 
v. Kroghſchen Freiſchaaren (180 Mann ſtark) dirigirt worden. 

— Man traut hier, durch die Anteedeentien der Deutſchen oder vielmehr 
undeutſchen Diplomatie unſerer vierunddreißig Fuͤrſten dazu bewogen oder auch 
dazu gezwungen, der Politik der ſogenannten Großmächte nicht recht, und fo hat 
ſich denn auch hier das öffentlich ungegründete Gerücht verbreitet, man werde 
beim Abſchluſſe des Friedens eine Grenzſcheide bei Flensburg ziehen, dieſe Stadt 
und das ſüdliche Schleswig überhaupt dem Deutſchen Bunde, uns aber nebſt un⸗ 
ſeren Schweſterſtädten Hadersleben und Tondern ſammt den Landdiſtrikten des 
nördlichen Schleswigs der Däniſchen Geſammtmonarchie einverleiben. Um einer 
ſolchen Kalamität und un verantwortlichen Aufgebung der Früchte des eben erſt 
durch die Deutſchen Truppen errungenen Sieges euergiſch vorzubeugen, iſt 
hier bereits geſtern in einer Verſammlung vieler der angeſehenſten Bürger ein⸗ 
müthig der Beſchluß gefaßt worden, ein Rundſchreiben zu erlaſſen, in welchem 
die Einwohner von Tondern, Hadersleben, Lygumkloſter u. ſ. w. dringend auf⸗ 
gefordert werden, gegen jede Theilung des Herzogthums Schleswig und gegen die 
Abtrennung auch des kleinſten Diſtrikts von dem uutheilbar zuſammengehörigen 
Schleswig- Holftein feierlich vor aller Welt und namentlich im Augeſichte des gan⸗ 
zen Deutſchen Volkes, dem wir nach wie vor Gut und Blut zu opfern bereit ſind, 
unſere, wenn auch ſchwache, aber doch durch die Gerechtigkeit und Lauterkeit une 
ſerer Sache gekräftigte Simme zu erheben. Zu dem Ende ſoll jede dieſer Orts 
ſchaften Deputirte ernennen, die mit drei aus unſerer Mitte erwählten Abgeordne⸗ 
ten (die Herren Reuter, Detleffſen und Lüders) am nächſten Sonntage 
in Flensburg zuſammentreten und von dort aus gemeinſchaftlich nach Rendsburg 
teiſen, der proviſoriſche Regierung mündlich und ſchriftlich dies Anliegen des nörd⸗ 
lichen Schleswigs aus Herz legen ſollen. Auch an unſern und unſerer Nachbar⸗ 
ſchaft Vertreter beim Deutſchen Parlamente, Hrn. Adv. Dr. Gülich in Schles⸗ 
wig, iſt von hier aus eine Zuſchrift ergangen, in welcher dieſelbe Angelegenheit 
erörtet und er inſtändigſt gebeten wird, dafür, daß unſere Zukunft eine Deutſche 
ſei und bleibe, durch Wort und Schrift und That in Frankfurt zu wirken. 

Frankfurt a. M., den 19. Mai. Die Pauls kirche iſt durch die neuen 
Einrichtungen ihrer Beſtimmung, den Abgeordneten des Deutſchen Volkes als 
deren Berathungsort zu dienen, würdig ausgeſchmückt worden, Das Innere iſt 
eine gewaltige, in edelſter Form gehaltene Rotunde. Die Emporbühnen, von 
einer großen Anzahl rieſiger Säulen getragen, faſſen wohl nahe an 2000 Perf. 
Ueber der Südlichen Eingangspforte erhebt ſich eine Eſtrade für die Sitze des Prä⸗ 
ſidenten, des Vicepraͤſidenten und der Seeretaire. Dieſer Eſtrade gegenüber zies 
hen ſich in weitem Halbkreiſe die Sitze für die Volksabgeordneten hin, im hintern 
Raum amphitheatraliſch aufſteigend. Von der Eſtrade des Präſidiums find Bu⸗ 
reaur für zwölf Stenographen aufgeſtellt. Zur Rechten des Präſidiums ſind 
Tribünen für die Mitglieder des diplomatiſchen Corps und der höheren Staats- 
körperſchaften und für die Berichterſtatter öffentlicher Blätter hergerichtet; ebenſo 
zur Linken, wo eine der Tribünen für Frauen vorbehalten iſt, die ſich denn auch 
gleich in der geſtrigen erſten Sitzung ſehr zahlreich eingefunden hatten. Der Zu⸗ 
tritt auf die Emporbüͤhnen iſt völlig frei. Ueber ihnen Hub un ganzen Umkreiſe 
geſchmackvolle ſchwarz-roth-goldene Draperien und eine große Anzahl Fahnen, 
ebenfalls in den Deutſchen Farben, angebracht. Die Feierlichkeit des Einzugs 
der Volksabgeordneten in das Sitzungslocal war einſach, aber doch ergreifend; 
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wir haben nicht den Schmuck und Prunk eines Hofſtaates zu bieten, aber Nie— 
mand vermißte ihn; ihn erſetzte reichlich die biedere, herzliche Theilnahme des 
Volts, welches aus allen Theilen der Stadt und von nah und fern gekommen warz 
die Erwählten der Nation, als ſie unter dem Geläute der Glocken, dem Donner 
der Geſchütze und dem Klang eines Muſikchors unſerer Bürgerwehr aus dem Kai— 
ſerſaale, dieſem Zeugen der Geſchichte des alten Deutſchen Reiches, hinüberzo— 
gen in die Paulskirche, um dort nun Hand anzulegen au die Gründung eines 
neuen Deutſchen Reichs, wurden vom Volke mit unaufhörlichem, laut ſchallen⸗ 
dem Hochrufe begrüßt, und dieſen Ruf wiederholte die im Innern des Sitzungs⸗ 
ſaales verfammelte Menge, als der Zug in dieſen eintrat, au der Spitze eine 
Reihe von Feſtordnern mit ſchwarz⸗roth⸗goldenen Schärpen und unter dem Vor⸗ 
austritte zweier Bannerträger mit Deutſchen Fahnen. (D. Allg. Z.) 
Die Deutſche Nationalverſammlung hat beſchloſſen, die vollſtändigen ftenos 
graphiſchen Protocolle ihrer Verhandlungen drucken und veröffentlichen zu laſſen, 
und es wurde die Vorſorge getroffen, 1) daß dieſe Protocolle jo vollſtaͤndig und 
treu als nur immer möglich hergeſtellt werden, eine Authentieität derſelben kann 
natürlich die Nationalverſammlung nicht zuſagen; 2) daß die Protocolle immer 
am Tage nach der entſprechenden Sitzung ausgegeben werden können; 3) daß die⸗ 
ſelben um den möglichſt billigen Preis abgegeben werden, ſo daß je 100 Bogen 
in Quart nur 1 fl. C.⸗M. oder 1 fl. 12 kr. rhein. oder 3 Thlr. Preuß. koſtet; 
dieſe Protocolle können allenthalben von den nächſten Poſten bezogen werden. 
Wir haben an alle Tit. Regierungen und Poſtbehörden das Erſuchen geſtellt, daß 
für dieſe Protocolle weder eine Stempeltaxe, noch ein Porto, noch eine Expedi— 
tionsgebühr berechnet werde, und wir hoffen daher, daß die Leſer in ganz Dentſch— 
land nur den oben bezeichneten Preis, der kaum Druck und Papier deckt, dafür 
zu zahlen haben werden. Wir erſuchen alle Redaktionen von Deutſchen Zeitungen 
welche unſern Wunſch der möglichſten Verbreitung der bezeichneten Protocolle 
thellen, daß fie dieſe Auzeige in ihr Blatt bald geſälligſt aufnehmen möchten. 
Frankfurt a. M., den 20. Mai 1848. 
Im Namen der Nationalverſammlung das mit der Veröffentlichung der Proto 
colle beauftragte Comite. 
Baſſermann. Biedermann. Eiſenmann. Haßler. Wigard. 
Frankfurt, den 19. Mai. Der größte Theil der heutigen Sitzung der 
Deutſchen Nationalverſammlung war der Wahl des Vorſitzenden und deſſen Stell: 
vertreters, ſodann der Bildung der allgemeinen Ausſchüſſe nach Abſchnitt I. Nr. 2 
der vorläufigen Geſchaftsordnung gewidmet. Vorläufiger Präſident iſt, wie be⸗ 
reits veröffentlicht, Heinrich v. Gagern, deſſen Stellvertreter v. Soiron. Vor⸗ 
länfige Schriftführer bleiben Stromeyer von Gratz und Riehl von Zwettl. Für 
die allgemeinen Ausſchüſſe wurden ſämmtliche Mitglieder auf v. Reden Antrag 
in 15 Abth. durch das Loos vertheilt. Nach erfolgter Conſtitnirung durch die Wahl 
eines Vorſtandes und Schriftführers haben dieſelben je ein Mitglied für die ges 
ſteru beſchloſſene Commiſſion zur Berichterſtattung über die befinitive Geſchäfts⸗ 
ordnung zu wählen. Sodann haben die Abtheilungen die gegenſeitige Prüfung 
der Vollmachten der Mitglieder vorzunehmen. Die Ungültigkeits⸗Entſcheidung iſt der 
Rationalverſammlung für den Fall vorbehalten, daß nach der Anſicht der betreffen⸗ 
den Abtheilung der Aus ſchluß erfolgen müßte. Anträge, nach welchen die 
überhaupt augefochtenen Wahlen (von Rüder geſtellt), dann diejenigen Wahlen, 
in welchen es ſich um eine Prinzipienfrage handle (von Venedey), der endgül⸗ 
tigen Entſcheidung der ganzen Verſammlung vorgelegt werden ſolleu, wurden 
durch Stimmenmehrheit abgelehnt, — Dem abtretenden Alterspräſidenten wurde 
durch Aufſtehen der Dank der Verſammlung ausgeſprochen. Ferner wurde auf 
den Antrag Grumprecht's aus Lüneburg der Vorſitzende, v. Gagern, beauf— 
tragt, der Stadt Fraukfurt den Dank der Verſammlung für den ihr bereiteten feſt⸗ 
lichen Empfang auszufprechen. Die Ernennung der zur Prüfung der Thätigkeit 
der vorbereitenden Commiſſion zu erwählenden Commiſſion wurde dem Bureau 
übertragen. Vor Schluß der Sitzung ſtellte Raveaux von Köln den Antrag, 
die Verſammlung ſolle ausſprechen, daß diejenigen Mitglieder der Nationalver⸗ 
ſammlung, welche gleichzeitig Mitglieder der Preußiſchen conſtituirenden National- 
vetſammlung feien, beide Wahlen zugleich ſollten annehmen können. Raveaux 
verlangte, daß dieſer Antrag, da die Preußiſche Nationalverſammlung bereits am 
22. Mai zuſammentrete, und das Preußiſche Miniſterium die Annahme der einen 
oder andern Wahl verlaugt habe, in einer auf morgen anzuberaumenden Sitzung 
zur Berathung kommen ſolle. Darüber, ob dies geſchehen oder ob die Sache nach 
der proviforifchen Geſchäftsordnung vorerſt an den Ausſchuß gewieſen werden ſollte, 
entſpann ſich eine lebhafte Debatte. Auf der einen Seite, beſonders von Mit⸗ 
gliedern aus Preußen (3. B. von Beckerath, Stedtmann u.) wurde die Wich⸗ 
tigkeit der Frage anerkannt, eben deshalb die erſchöpfendſte Prüfung und darum 
die Erhaltung des geſchaͤftsordnungsgemäßen Weges anempfohlen. Es würde 
eine betrubende Wendung fein, wenn zwiſchen beiden Körpern (der Deutſchen und 
der Preußiſchen Nationalverſammlung) ein Zwieſpalt entſtände. Dieſen zu ver- 
meiden, fei wohl der Antrag geſtellt, der aber auch darum der reiflichſten Erwä⸗ 
gung bedürfe. Man ſolle kein Mißtrauen hegen gegen die Preußiſche Regierung. 
Auch die Mitglieder ſelbſt würden wohl ermeſſen, was ihre Pflicht ſei. Durch die Vers 
ſchiebung fei nichts präjudizirt. Auch ſolle man bedenken, daß die Preuß. National- 
verſammlung nicht bloß der Verfaſſungsangelegenheit wegen, ſondern auch zu andern 


Augelegenheiten der Geſetzgebung und der innern Verſammlung berufen fei. Auf der 


andern Seite (von Blum, Wiesner, Kolb und Grumprecht ic.) wurde auf 
möglichft beſchleunigte Berathung gedrungen. Wenn ſich ein Zwiefpalt erhöbe, fo 
wäre es nur ein ſolcher zwiſchen den geſetzlichen Vertretern von ganz Deutſchland 
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und denjenigen eines Theils. Es ſei Gefahr, wenn im Norden eine Verſammlung, 
zahlreich wie die hieſige, über dieſelben Gegenſtände verhandle nud beſchließe. 
Am 22. Mai ſolle dieſe Verſammlung zuſammentreten; wenn morgen kein Be⸗ 
ſchluß erfolge, ſei es zu ſpät. Durch Formalitäten ſei heute die Zeit zerſplittert 
worden; warum wolle man jetzt bei der erſten großen unermeßlich wichtigen Frage 
die Erledigung hinausſchieben? Wenn man ſich jetzt ganz paſſiv verhalte, ſo 
könnten die beſten Kräfte für die Nationalverſammlung verloren gehen. Die 
Preußiſche Regierung habe ſchon lange gewußt, daß die Deutſche Nationalver⸗ 
ſammlung zuſammentrete; der Fünfziget-Ausſchuß habe feine Pflicht gethan, ſie 
noch darauf aufmerkſam zu machen. — Der größte Theil der Verſammlung 
wollte keine Fortſezung der Verhandlung. Die Zeichen der Ungeduld erhoben 
ſich, als der Vorſitzende bemerkte, daß noch eine nicht geringe Zahl von Reduern 
ſich gemeldet habe, Raveaux ſelbſt erklärte ſich nun unbegreiflicher Weiſe eins 
verſtanden mit der Vertagung auf den nächſten Montag, die dann auch von der 
Verſammlung beſchloſſen wurde. Es iſt den Mitgliedern nicht zu verargen, 
weun ſie keinen Gefallen finden an dem geſtern wie heute bemerkten Vordringen 
einzelner, die um jeden Preis ihren Drang zu ſprechen durch das Vorbringen 
irgend etwas Unbedeutenden genügen zu müſſen glauben, die ſich dann auch noch 
nach dem Schluſſe der Debatte auf die Rednerbühne ſtürzen, und der Verſamm⸗ 
lung zum Trotze ſich feſtklammern wollen au dem errungenen Platze; — aber die 
Verſammlung moge auch dem wichtigen und drängenden Gegenſtaude fein Recht 
gönnen; das Beiſpiel der Volksvertreter anderer Länder möge ihnen zeigen, daß 
der großen Sache das Opfer der Bequemlichkeit gebracht werden muß. Der 
Einzelne möge ſich fuͤhlen als thätiges Glied des Ganzen, als berufen zur Mit⸗ 
wirkung in Rath und Abſtimmung; aber er möge nicht vergeſſen, daß er nur des 
Ganzen wegen und für das Ganze ſeinen Rath zu geben habe. Was mau 
ſich täglich und ſtündlich ſagt, daß Deutſchlands, daß Europa's Blicke auf der 
Verſammlung in der Paulskirche ruhen, das möge man auch beherzigen und 
bethätigen, ſo weit es jeder Einzelne vermag. Hat der Einzelue kein Recht, die 
Verſammlung für ſich in Auſpruch zu nehmen, ſo möge auch keine Mehrheit 
oder Partei die entgegenſtehende Meinung ungehört laſſen wollen. Zu ſolchen 
Betrachtungen gab auch die heutige Sitzung Veranlaſſung. — Die nächſte 
oͤffeutliche Sitzung iſt am 22. Mai Vormittags 11 Uhr. 

Wien, den 21. Mai. Die heutige Wien. Ztg. enthält in ihrem amtlichen 
Theile nachſtehende Erklärung: „Der Miniſter⸗Rath entbehrt noch immer jeder 
weiteren Nachricht von der Reiſe Allerhoͤchſt Seiner Majeftätz eine beruhigende 
Erklärung hierfür bietet ſich in dem Umſtande dar, daß die Entfernung des Durchs 
lauchtigen Reiſenden von Wien fortan bedeutender wird. Es beſteht übrigens 
tein Grund, Beſorgniſſe zu hegen, als ob die Reiſe ſelbſt durch irgend einen Unfall 
geſtört oder aufgehalten worden ſei. Um möglichen Gerüchten, die von Uebelge⸗ 


ſiunten ausgeſtreut werden könnten, zu begegnen, wurde die befondere Aufmerk- 


famteit. des Oberſtkaͤmmerers für die ſorgfältigſte Bewahrung aller zum Staats⸗ 
vermögen gehörigen Kleinode und ſonſtigen in der Hofburg aufgeſammelten werth⸗ 
vollen Gegenjtände von dem Miniſterrathe in Anſpruch genommen. Nach einer 
Anzeige des Wiener- Sicherheits Ausſchuſſes werden Gerüchte über die Gefahren 
eines dem Staate drohenden Bankerrottes verbreitet. Jedermann, welcher die 
reichen Hülfsquellen der Oeſterreichiſchen Staaten überblickt, wird das Bös willige 
und Uugegründete ſolcher Aeußerungen leicht erkennen, und dieſelben nur den 
Bemühungen der Anarchiſten beimeſſen. Die Oeſterreichiſche Regierung hat ges 
genwärtig allerdings einen ſchweren Kampf mit den von allen Seiten andrängen⸗ 
den großen Staatsanforderungen zu beſtehen, allein die Anſtreugungen und die 
Mittel der Deckung bleiben nicht hinter den Erforderniſſen zurück, und es iſt alle 
Hoffnung vorhanden, daß die Schwierigkeiten des Tages bald abnehmen und die 
Beſtrebungen der mit dem Volke einigen Regierung mit einem ſiegreichen Erfolge 
werden gekrönt werden.“ g 

(Die Reiſe der Kaiſerl. Familie.) So eben iſt mir von einem 
Abgeordneten des Wiener Magiſtrates und Bürger-Ausſchuſſes über die Reiſe 
des Kaiſers nachſteheudes Schreiben zugekommen, deſſen Inhalt gewiß bei 
allen Wohlgeſinnten die höchſte Theilnahme erregen wird. Wien am 20. Mai 
1848. Monteeuccoli. 

Euere Ercellenz! Ich benutze die wenigen Augenblicke des Ueberſpannens, 
um Euer Exc. einige Notizen über unſere Miſſton zu ertheilen. Auf der ganzen 
Route erfuhren wir, daß die höchiten Herrſchaften in größter Eile die Reiſe 
zurücklegten und ſich nirgends zu erkeunen gaben, mit Ausnahme von Strengberg, 
wo gefrühſtückt wurde. Nur erſt nachträglich aus Combinationen vermuthete 
man, wer die Reiſenden geweſen. Wir hofften JJ. MM. in Linz zu treffen, er⸗ 
fuhren aber bereits in Strengberg, daß Hoͤchſtdieſelben von Enns unmittelbar den 
Weg über Klein-München nach Salzburg eingeſchlagen haben, welche Nachricht 
wir hier beſtaͤtiget fanden. In Strengberg wurde gefrühſtückt, wo die hoͤchſten 
Herrſchafteu ſehr ergriffen waren und den innigſten Schmerz der Auweſenden exreg⸗ 
ten, Sie waren ohne irgend ein Gepäck nur in einfachen Sommerkleidern, jeder 
Wagen nur mit Einem Vedienten, von welcher keiner nicht einmal einen Manntel 
hatte. Auf der ganzen Straße wurden wir, insbeſondere in St. Polten, wo uns eine 
große Menge der Bürger erwartete, mit dem größten Euthuſiasmus und Aeuße⸗ 
rungen der unzweldeutigſten Anhänglichfeit und Liebe zur Kaiſerlichen Familie 
empfangen, jo daß mau ſich der Thränen nicht erwehren konnte. Nur auf der 
erſten Strecke von Wien ſoll ein Nationalgardiſt in einen Kaiſerlichen Wagen ge⸗ 
rufen haben: „Endlich iſt es Zeit, daß Ihr euch entfernt.“ Alles läßt vermuthen, 
daß die republikaniſche Partei, der an der Entfernung des höchſten Hofes gelegen 
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fein mochte, um freies Feld für ihre Umtriebe zu erhalten, demſelben einen pant⸗ 
ſchen Schreck und weiß Gott was beigebracht haben dürfte. Aus Linz ſoll dem 
Kaifer eine Deputation nachgeſchickt worden fein, um ihn zu erſuchen nach Linz zu 
kommen; überhaupt herrſcht überall die beſte Stimmung. Genehmigen ꝛc. Enus 
am 19. Mai 1848. Morgens 104 uhr. 


Ausland. 
Frankreich. 

Paris, den 18. Mai. Unter den in der Wohnung Sobrier's mit Befchlag 
belegten Papieren hat man folgende Verordnung gefunden: „Die als Patrioten 
Bekannten werden eine bewaffnete Macht bilden und den Namen arbeitende 
Gewalt annehmen. Der übrige Theil der Nationalgarde, und vorzüglich der 
bürgerliche, wird ſich nicht mehr bewaffnet oder in Uniform zeigen dürfen .... 
Die dem Munieipal.Gomite als ſolche bekannten Capital iſten werden bin⸗ 
nen fünf Tagen zahlen: eine Summe von 200 Fr. für ein Einkommen von 1000 
bis 3500 Fr., von 250 Fr. für ein Einkommen von 3500 bis 5000 Flanken, 
und ſo weiter in verhältnißmäßiger Zunahme bis zur Hälfte des Vermögens. Je⸗ 
der Gutsbeſitzer, welcher 25 Fr. Steuern zahlt, wird 50 Fr. entrichten; wer 
250 bis 1000 Fr. bezablt, wird 100 Fr. für jede 50 Fr. abgeben u. ſ. w.“ 

— Der Conſtitutionnel behauptet, Blanqui befinde ſich nicht mehr in 
den Händen der Juſtiz. Das genaunte Blatt fordert die Regierung auf, eine 
Erklärung über den Sachverhalt zu geben. Blanqui ſoll aus ſeinem Gefängniß 
entkommen und bereits in Brüſſel angelangt ſein. Auch Huber ſoll wieder auf 
freien Fuͤßen ſein, und zwar nicht entflohen, ſondern von der Behörde ſelbſt frei⸗ 
gelaſſen, weil er nicht mit den Waffen in der Hand ergriffen worden. 


— Cabet iſt nicht verhaftet; er befindet ſich zu Marſeille, wo er einem Klub 
präſtdirt und kommuniſtiſche Vorträge hält. 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] Br 
Dem Fraogeſteller in der Beilage zu No. 117. dieſes Blattes antworten wit 
auf die dort verſuchte Verdächtigung der politiſchen Geſinnungen unſeres Abgt⸗ 
ordneten von Zedtwitz mit Wallenſtein: 
„Wohl ausgeſonnen Pater Lamormain! 
„Wär' der Gedank' nicht ſo verwünſcht geſcheut, 
„Man wär verſucht ihn herzlich dumm zu nennen.“ . 
Sollte der Frageſteller ſich nicht ſcheuen, aus dem ſichern Verſteck feinet 
Anonymität hervor zutreten, fo wird ihm nach der Beſchaffenheit ſeiner Perſön⸗ 
lichkeit die weitere Abfertigung werden. 
Ein Wahlmann des Kreiſes Obornik für Viele. 


— 


Aus der Neumark iſt folgende, 
bedeckte Adreſſe nach Werlin geſandt: 

„Einem hohen Staatsminiſterium fühlen wir uns gedrungen, unſern tieſ⸗ 
gefühlten Dank für die Zurückberuſung Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen von 
Preußen auszuſprechen. Zugleich beſchwören wir Ein hohes Staats⸗Miniſte⸗ 
rium, ſich in dieſer von faft allen unſeren Mitbürgern gebilligten und erſehnten 
Maßregel nicht durch einzelne, wenn auch laute und der Ordnung trogende 
Stimmen in der Hauptſtadt, ſchwankend machen zu laſſen. Auch ſind wir über⸗ 
zeugt, daß die überwiegende Mehrheit unſerer Berliner Mitbürger wünſchen 
wird, den edlen Prinzen, der dem Thron am nächſten, wieder in unſerer Mitte 
zu ſehen. Mit Jubel wird er von unfern braven Truppen, Linie und Land⸗ 
wehr, begrüßt werden. Wie unfere Brüder auf dem erſtürmten Wall des Da⸗ 
newerks, ſo wird das ganze Land rufen: Es lebe der Prinz von Preußen!“ 


mit mehreren Tauſend Unterſchriften 


Die Schleſiſche Zeitung liefert ihren Abonnenten die 


ſtenographiſchen Berichte ſowohl des deutſchen Parlaments zu Frankfurt, als 


auch der National-Verſammlung zu Berlin zu dem Preiſe von 10 Sgr. für je 30 Druckbogen. Durch ein Uebereinkommen mit der Expe⸗ 
dition jener Zeitung ſind auch wir in den Stand geſetzt, unſeren Abonnenten dieſe Verhandlungen zu demſelben Preiſe zu geben, und bit⸗ 


ten uns baldige Beſtellungen zugehen zu laſſen. 


Die Expedition der Poſener Zeitung. 


Stadt Theater. 

Donnerſtag den 25. Mai: Der gerade Weg 
der beſtez Luſtſpiel in 1 Akt von Aug. v. Kotzebue. 
Hierauf auf Verlangen: Ein Stündchen in 
der Schule; Vaudeville⸗Poſſe in 1 Aufzuge, nach 
Lokroy von W. Friedrich, Muſik von verſchiedenen 
Kapellmeiſtern. 


vom Idten März 1797 aus dieſem Gute zu 
fordern hat, und die gerichtliche Ceſſton der 
Rechte aus dieſer Proteſtation an Peter von 
Magnuski vom 30ſten November 1804 laut 
Dekrets vom Aten December 1804, ſo wie 
die weitere Ceſſton des letzteren an den Re⸗ 
gierungs-Kanzeliſten Woyciech v. Kowale⸗ 


zuſuchen. Um nun einen Sequeſtor vorſchlagen zu 
können, werden diejenigen Landwirthe, welche ſich 
für geeignet halten und kautionsfähig ſind, erſucht, 
ſich beim Unterzeichneten zu melden. 
Poſen, den 24. Mai 1848, 
Iſidor Czapski, 
Gerberſtraße Nro. 14. 


Bei E. S. Mittler in Poſen werden Be⸗ 
ſtellungen angenommen auf die bei C. W. Leske in 
Darmſtadt erſcheinenden Verhandlungen der im 
Laufe des Monats Mai in Frankfurt a. M. zuſam⸗ 
mentretenden konſtituirenden Verſammlung. 

Dieſe Verhandlungen erfcheinen in Bänden 3 24 
Bogen Octap, von denen jeder nur 12 Sgr. koſtet. 


ß urn 
| Bekanntmachung. 

Für das Jahr 1848 haben wir den Anfang der 
Gerichtsferien auf den 24. Jult, das Ende derſelben 
auf den 3. September c. feſigeſctzt. 

Während dieſer Ferien werden nur ſolche Angeles 
genheiten bearbeitet werden, welche ihrer Natur nach 
keinen Auſſchub leiden und im Geſetze als der Res 
ſchleunigung bedürfend, bezeichnet find, als Wechſel⸗, 
Exckutiv⸗, Mandats-, Alimentenz, rrefte, Admini⸗ 
ſtrations⸗, Scqueſtrations-, Ermiſſtons-, Kriminal- 
ſachen und Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 

Auf Gegenſtände dieſer Art find daher die, bei 
den Gerichten anzubringenden Geſuche und Einga— 
ben zu beſchränken. Andere finden im Laufe der Fe⸗ 
rien nur Erledigung, wenn ſie mit einer beſonders 
beizufügenden Eingabe als Ferialfachen bezeichnet 
find, und die im Verzuge obwaltende Gefahr zus 
reichend dargethan wird. 

Poſen, den 4. Mai 1848. 

Königliches Ober⸗Landesgericht. 


Aufgebot 
Im Hypothekenbuche der im Pleſchener Kreife des 
Großherzogthums Poſen belegenen adeligen Güter 
Kucharki find, und zwar: 

I) auf Kuckarki Antheil l. sub Rubrica III. 
No. 1. — 500 Kthlr. oder 3000, Gulden poln. 
Brauiſchatz⸗Gelder für die Johanna v. Trap⸗ 
czyuska, modo deren Erben ex agnitione des 
Peſttzers ad protocollum vom Ilten Junt 
1796 laut Dekrets vom 29ſten Juli 1797, und 

2) auf Kuch ark! Antheil II sub Rubrica III., 
ay No. J. — 500 Nihlr. oder 3000 Gulden 

poln. als eine Evictional⸗ Summe für die 
Julianna v Trapezynska modo deren Er⸗ 
ben ex agnitione ad protocollum vom 

Uten März 1797, 1 
b) No. 5. eine Proteſtation für die Schweſter der 
Befiger, Rofalie v. Trapczynska, verehel. 
v. Przeſpolewska wegen ihres noch ungus⸗ 
* gemittelten Brautſchatzes, welchen dieſelbe 
ex dgnitione der Beſtger ad protocollum 


1 


wski laut Dekrets vom 29ſten Januar 1805 
eingetragen. 
Nach der reſp. Bebauptung der Eigenthümer: 
von Kucharki J. Antheils, der Eheleute Floren⸗ 
tine geb. Swietochowska und Andreas v. Ga⸗ 
lemski, 
2) von Kucharki II. Antheils, der Eheleute Onufria 
und Johann Bredkraycz, 
ſind die eingetragenen Gläubiger ihrem Aufenthalte 
nach unbekannt und die eingetragenen Anſprüche 
bereits getilgt. 

Auf ihren Antrag werden 
an die obigen zu löſchenden Pollen als Eigenthümer, 
Ceſſtonare, Wand» oder ſonſtige Brief⸗Inhaber 
Rechte zu haben vermeinen „0hierdurch aufgefordert, 
dieſelben binnen drei Monaten und fpäteflens in dem 

auf den 26ſten Juni 1848 Vormittags 

um 8 Uhr 
vor dem Ober⸗Landesgerichtsreferendarius Keigel in 
unferem Inſtruktionszimmer angeſetzten Termine anzu⸗ 
melden, widrigenfalls fie damit präkludirt, und die 
aufgebotenen Poſſen für erloſchen erklärt werden ſollen. 

Poſen, den 21. Februar 1848. . 

Königl. Ober⸗Landesgericht, 
Abth. für die Prozeß⸗Sachen. 
lau ——— —ñ— — 

Freitag den 26ften d. Mte. ſollen auf dem 
Wilbelmsplatze hierſelbſt Vormittags um 10 Uhr 24 
Stück Beutepferde öffentlich meiſtbietend verkauft 
werden. 

Für Krankheiten und Fehler, innerliche wie duße⸗ 
re, wird keinerlei Garantie geleiſtet. 

Poſen, den 22. Mai 1848. 

Königl. Kommandantur. 


1) 


alle diejenigen, welche 


v. Steinäcker. 


Trockene Räume für 1000 Ctr. Wolle. 
Meinen geehrten Gäſten, welche auch dieſes Jahr 
ihre Wolle auf meinem Hofe placiren wollen, wer: 
den gebeten, mir recht zeitig Anzeige zu machen, da⸗ 
mit ich die nöthigen Vorkehrungen treffen kann 
J. N. Pietrowski, Inhaber des Hötel à la 
ville de Rome. 


Von Michael d. J. ab iſt in meinem Haufe, Preis 
teſtraße No. 10., ein ſchöner geräumiger Laden von 
2 Fenflern, worin gegenwärtig ein Kurzwaarenge⸗ 
ſchäft iſt, nebſt Wohnung und Remiſen zu vermiethen. 
A. J. Flatau. 


Ein Realgläubiger des dem Herrn Anton von 
Lacki gehörigen Gutes Chraplewo, Buker Krei⸗ 
ſes, beabſichtigt die Sequeſtration dieſes Gutes nach⸗ 


Die erſten neuen 


Poöſt erhalfen Serin Ager 
J. Ephraim, 
Waſſerſtraſte Nro. 2. 


Durch den von einem Eſtafettenritt nach Ste ſze⸗ 
wo zurückgekehrten Poſtillon war das Gerücht ver⸗ 
breitet, daß bei dem ihm abgenommenen Pferde der 
Herr von Stremler betheiligt geweſen, was nach 
einer ſpäteren Ermittelung ſich als ungegründet er⸗ 
wieſen, und ich nehme auf Anſuchen des Herrn von 
Stremler gern Gelegenheit, jenes verbreitete Ge⸗ 
rücht als unrichtig zu erklären. Kniffka. 


4 von Berlin. 


6 N Zins-[Preus. Cour 
Den 22 Mai 1848. Fuss. |Brief.| Geld 
Staats-Schuldscheine ..,.,. 31 694 | 684 
Präm.-Scheine d. Sechdl à 50 T. — 784 771 
Westpreussische Pfandbriefe. 33 741 747 
Ostpreussische ita 31 — — 
Grossherz. Posensche Pfandbr. 4 — — 
dito dito dito 34 694 I. 
Pommersche dito 3 88 87. 
Kur-u. Neumärkische dito 3 | 884 | 87 
Schlesische dito Ä 3ı — 2 
dito. vom Staat gar, Litt. B. En — 
Pr. Bank-Antheil. Scheine — 60159 
Friedrich ere or = 13 1 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr.. — U 12 
Rien ne enn Er 2 44 54 
Actien, 
Berl. Anh. Eisenbahn Lit, A. 3 — 74 73 
qto FF 1 — 
Berlin- Hamburger. e eee sg — 
do, Priorität. 44 | — 794 
Berlin- Potsd.- Magdeb . 4 - 434 
dio. Prior. ObIIig .. 5 SER 
dto, - dio, dto. At e * en 
Brl,-Stet, E. Lt. A. und . — | — 744 
Kölu Ming. e Dean Be 714 
* dto, dio. Prior, Ohlig 44 — 704 
Niederschl.- Märk.. „„ 34 70 — 
do. Priorität 5 — 763 
do. Priorität. 5 8 Er 
5 Serie, 5 _ 7 
Rhein Eisenbahn 4 — — 
do. Stamm-Prior. (volleingez) 4 — — 
dio, die. Prior. Oble, 4 hu = 
üringer «++. ce... As — — 
RER cat * | 4 Lip 
Wilb.- B. (C. -O.) 2 Shi lu \ — 


4 


| 


